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2012 
 

- Beteiligung gemäß § 12 Abs. 2 und Abs. 3 sowie Abs. 5 Landesplanungsgesetz 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Landesnaturschutzverband (LNV), der BUND Regionalverband Neckar-Alb und die Kreisverbände 
Reutlingen, Tübingen und Zollernalb des NABU bedanken sich für die Bereitstellung des Entwurfs zum 
Regionalplan Neckar-Alb 2012 und die Aufforderung, eine Stellungnahme abzugeben. 
 
Die Bezugnahme des Regionalplans auf Klimawandel, Flächeninanspruchnahme, demographischen 
Wandel und Zerschneidung der Landschaft ist bemerkenswert und zu begrüßen. Immerhin werden 
diese Problematiken ernst genommen und in den verschiedenen Kapiteln immer wieder betrachtet. 
Aus naturschutzfachlicher Sicht könnten im Einzelfall die Konsequenzen strenger formuliert werden. 
Mehr dazu in den folgenden Ausführungen. 
 
Wir haben folgende Anregungen, Ergänzungen und Kritik. Viele Punkte haben wir in unseren Stellung-
nahmen den Regionalplanentwürfen 2007 und 2008 schon vorgebracht. 
 
 

Regionalplanentwurf 2012 
 
 

S. 1-3 Region Neckar-Alb – Standort mit Zukunft 
 
In der sehr euphorischen Beschreibung der Zukunft des Standortes Region Neckar-Alb kommen Natur 
und Landschaft so gut wie nicht vor. Lediglich als weicher Standortfaktor wird das Landschaftsbild er-
wähnt. Der Standort mit Zukunft hat, wenn man der Einführung glauben will, keine Zukunft für die Na-
tur. Der Regionalverband ist keine Standortagentur, sondern ein Planungsverband. Dies sollte auch in 
der Einführung erkennbar sein. Der Schutz und die nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen 
als Lebensgrundlage für die Bevölkerung der Region Neckar-Alb ist auch Aufgabe der Regionalpla-
nung. 
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1  Räumliche Entwicklung und Ordnung in der Region 
 
S. 6, G (1) 
 
Die nachhaltige Nutzung des Raums sollte ein Ziel und nicht nur ein Grundsatz sein. Entsprechend 
muss G (1) zu Z (1) werden. Im Text sind die „Grundsätze der Nachhaltigkeit“ in „Ziele der Nachhaltig-
keit“ zu ändern. In der Begründung zu PS 1 ist im ersten Satz das Wort „grundsätzlichen“ vor dem 
Wort „Festlegungen“ zu streichen. 
 
S. 6/7, (G 7) 
 
Wir schlagen vor im Hinblick auf das schon von der alten Landesregierung ausgegebene Ziel der Net-
to-Null beim Flächenverbrauch nicht so zu formulieren, dass die Inanspruchnahme von bislang unbe-
bauter Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke deutlich zurückzuführen ist, sondern ein Ende der 
Inanspruchnahme solcher Flächen zu fordern. Analog zu Z (8) und Z (9) muss der PS (7) zum Ziel 
werden, damit der Regionalverband glaubwürdig bleibt, wenn er behauptet, die Freiraumsicherung sei 
ihm genauso wichtig wie die Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung. 
 
S. 10, Begründung zu PS 1 G (10) 
 
Interkommunale Gewerbegebiete sind insofern problematisch, als dadurch oft bislang unbebaute Be-
reiche zwischen Siedlungskörpern erschlossen werden und als Initialen für neue Flächenversiegelun-
gen fungieren. Von Kommunen zusammen betriebene Gewerbegebiete, die eine Brache in einer der 
beteiligten Kommunen wieder nutzen, sind dagegen positiv zu bewerten, da hier ein Beitrag zur Redu-
zierung des Flächenverbrauchs geleistet wird. Nach wie vor ist für die Naturschutzverbände das Gebiet 
„Nasswasen“ ein Negativbeispiel. Landesplanungsgesetz und der Landesentwicklungsplan werden 
erheblich strapaziert, weil die geforderte Gliederung der Entwicklungsachsen durch Regionale Grünzü-
ge und Grünzäsuren nicht eingehalten wird (stattdessen erhebliche Versiegelung). 
 
 

2  Regionale Siedlungsstruktur 
 
S. 14, G (2), erster Spiegelstrich 
 
Anstatt vom sparsamem Umgang mit Freiflächen sollte im Sinne der Vermeidung des Flächenver-
brauchs von der Schonung der Freiflächen gesprochen werden. Neue Siedlungskeime sind zu vermei-
den 
 
 

2.1.3.2 Ländlicher Raum im engeren Sinne 
 
S. 19, Z (3) 
 
Die für die Bemessung des Wohnbauflächenbedarfs im Rahmen der Flächennutzungsplanung ange-
gebenen Dichtwerte für die Gemeinden im Ländlichen Raum im engeren Sinne weichen von den Vor-
gaben des Regierungspräsidiums ab. Dies ist bei den Mittelzentren (70 Ew/ha anstatt 80 Ew/ha), den 
Kleinzentren (55 Ew/ha anstatt 60 Ew/ha) und den Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion (45 Ew/ha 
anstatt 50 Ew/ha) der Fall. Wir fordern im Sinne eines sparsamen Umgangs mit der Fläche die Vorga-
ben des Regierungspräsidiums einzuhalten. 
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2.2 Entwicklungsachsen 
 
S. 20, Z (1) 
 
Anstatt die zukünftige Siedlungstätigkeit nur vorrangig in den zentralen Orten entlang der Entwick-
lungsachsen zu konzentrieren, wäre es angesichts des drohenden Verlustes von weiterem Freiraum 
und aufgrund des demografischen Wandels besser, die zukünftige Siedlungstätigkeit ausschließlich in 
den zentralen Orten der Entwicklungsachsen zu konzentrieren. 
 
 

2.4.3.1 Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungen 
 
S. 34/35, Z (5) 
 
Der Schwerpunkt in Balingen-Weilstetten weitab der Bahnlinie halten wir nicht für sinnvoll, wir regen an 
einen anderen Standort in der Nähe der Bahnlinien zu suchen, der auch mehr Bezug zum eigentlichen 
zentralen Ort Balingen hat. 
 
Der Schwerpunkt Bisingen engt mit seiner Lage den Freiraum zwischen Bisingen und Grosselfingen 
sehr stark ein. Dies wird auch durch die Darstellung einer Grünzäsur direkt anschließend nicht beho-
ben. Der Landesnaturschutzverband empfiehlt den Regionalbedeutsamen Vorsorge-/ Ausgleichs-
standort für Industrie aufzugeben. Außerdem gibt es wiederum keine Anbindung an eine Bahnlinie. Ein 
anderer Standort mit Bahnanbindung ist vorzuziehen. 
 
Der Schwerpunkt in Schömberg bedeutet einen großen landschaftlichen Eingriff, der wohl nur mit der 
ebenfalls im Regionalplanentwurf dargestellten Umfahrung von Schömberg Sinn macht. Es ist eben-
falls kein Bahnanschluss vorhanden. Sinnvoller – auch von den topografischen Gegebenheiten her- 
wäre es gewesen eine interkommunale Lösung mit Dotternhausen im Anschluss an das bestehende 
Gewerbegebiet zu suchen. Ein Bahnanschluss ist jedenfalls dort vorhanden. 
 
In diesem Zusammenhang regen wir an, die Reaktivierung von Güterverkehren sowohl auf der 
Schwäbischen Albbahn als auch auf der Strecke Balingen-Schömberg zu fordern, und im Rahmen der 
Möglichkeiten des Regionalverbandes alles dafür zu tun – analog der Bemühungen zur Regional-
StadtBahn. 

 
Der Schwerpunkt Ergenzingen-Ost ist viel zu groß dimensioniert. Der Landschaftsverbrauch und die 
Versiegelung von sehr fruchtbaren Böden im Gäu haben hier sehr kritische Ausmaße erreicht und sind 
nicht mehr akzeptabel. 
 
 

3  Regionale Freiraumstruktur 
 
Im Vergleich mit dem Siedlungskapitel fällt auf, dass im Freiraumkapitel sehr viel weniger Forderungen 
zum Ziel erklärt werden. Grundsätze sind zum Schutz des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes 
zu schwach. Als Ziele eignen sich im Anfangskapitel alle drei Grundsätze (G 1-3 auf S. 48/49). 
 
 

3.1.1 Regionale Grünzüge 
 
S. 50, G (1) 
 
Dieser Grundsatz sollte als Ziel formuliert werden, da in ihm die Freiraumtypen aufgezählt sind, deren 
Erhalt unbedingt notwendig ist. 
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3.1.2 Grünzäsuren 
 
S. 52, Z (2) 
 
Verbindlicher ist die Formulierung: „Insbesondere ist eine Siedlungstätigkeit zu unterlassen.“ 
 
 

3.2.1 Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege 
 
S. 54, G (5) 
 
Hinweis: Der Wildtierkorridor wurde bei der B 28-Planung westlich von Tübingen nicht berücksichtigt. 
 
S. 54, V (8) 
 
Die besondere Bedeutung der Streuobstbereiche auch unter dem Aspekt der Erhaltung und Pflege ist 
besonders anzusprechen und zu würdigen. Bereits in der Stellungnahme zum Landschaftsrahmenplan 
wurde auf diese ökologisch wertvollen und das Landschaftsbild charakterisierenden Flächen und Gür-
tel um alte Besiedlungskerne hingewiesen. Durch ausufernde Bebauung wurden diese Streuobstgürtel 
oft beseitigt, so dass dem Erhalt der verbliebenen und dem Aufbau neuer Bereiche besonders Gewicht 
beizumessen ist. Agroforstkulturen können keinen Ersatz darstellen. 
 
S.54, V (9) 
 
Vor einer agroforstwirtschaftlichen Nutzung von abgehenden Streuobstwiesen ist zuerst zu prüfen, ob 
diese nicht erhalten werden können. Bei Aufnahme von Wertholz erzeugender Agroforstwirtschaft sind 
naturschutzfachliche und naturschutzrechtliche Belange zu prüfen. 
 
S. 57, Begründung zu PS 3.2.1 V(8) 
 
Der Stellenwert des Naturschutzes im neugegründeten Schwäbischen Streuobstparadies muss höher 
angesetzt werden als die Satzung des Vereins derzeit vorsieht. 
 
 

3.2.2 Gebiete für Bodenerhaltung 
 
Erst in letzter Zeit ist die Erkenntnis zum Allgemeingut geworden, dass die Böden ein wichtiges 
Schutzgut sind, und sie durch die Tatsachen, dass Bodenbildung ein langwieriger Prozess ist und die 
Bodenfläche ein endliches, nicht vermehrbares Gut ist, einen besonderen Schutz benötigen. Somit ist 
es für uns unverständlich, dass anstatt der härteren Regelung Vorranggebiete die abgeschwächte Re-
gelung Vorbehaltsgebiete gewählt wurde. Der Boden ist mittlerweile ein extrem gefährdetes Gut. 
Höchst möglichster Schutz ist notwendig. 
 
S. 63, G (1-6) 
 
Diese Plansätze müssen, angesichts des oben Beschriebenen, als Ziele formuliert werden. Die 
Grundsätze 3 + 5 wären dabei so zu ändern, dass sie in ihrer Formulierungen denen von Zielen ent-
sprechen. 
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3.2.3 Gebiete für Landwirtschaft 
 
S. 69, G (4) 
 
Es gibt Überlagerungen von FFH- und Vogelschutzgebieten mit Vorrangflächen für die Landwirtschaft. 
Diese „Doppelbelegung“ führt dazu, dass eine evtl. intensive landwirtschaftliche Nutzung mit den Zie-
len von Natura 2000 in Konkurrenz treten. Wir fordern derartige Überlagerungen zu vermeiden. 
 
S. 69; G (7) 
 
Auch in vielen Bereichen im Neckartal (z. B. westlich von Tübingen) kommt der Erhaltung von Grün-
landgebieten besondere Bedeutung zu. Maßnahmen zur Extensivierung sind einzuleiten und zu för-
dern. 
 
Neuer Plansatz: 
 
Die Region Neckar-Alb erklärt sich zur gentechnikfreien Region. Die Bemühungen der landwirtschaftli-
chen Betriebe auf gentechnisch veränderte Organismen zu verzichten, werden unterstützt. 
 
Begründung: 
In einigen Bereichen der Region haben sich die Bauernverbände bereits schon darauf festgelegt ihre 
Landwirtschaft ohne gentechnisch veränderte Organismen zu betreiben. Dieser Ansatz, der die Natur 
in der Region vor den unkalkulierbaren Risiken der Auskreuzung von gentechnisch veränderten Orga-
nismen schützen soll, ist zu begrüßen und zu unterstützen. Er entspricht auch – weiterentwickelt – 
dem Anspruch in G (4), der die Erzeugung von hochqualitativen Produkten befördern soll. Die Natur-
schutzverbände vermissen im Entwurf Ausführungen zum Thema Gentechnik in der Landwirtschaft. 
 
 

3.2.4 Gebiete für die Forstwirtschaft / 3.2.5 Gebiete für Waldfunktionen 
 
Das Nebeneinander der Begriffe „Vorbehaltsgebiete für Forstwirtschaft und Waldfunktionen“ in Kap. 
3.2.4 und „Gebiete für Waldfunktionen“ in Kap. 3.2.5 ist verwirrend. Die Aussage G im Kap. 3.2.5 kann 
in das Kap. 3.2.4 integriert werden und die Überschrift dementsprechend ergänzt werden. 
 
S. 74, Begründung zu PS 3.2.4 Z( 2) 
 
Die Verwendung von Holz als Baustoff und Energielieferant ist erst dann weitestgehend CO2-neutral, 
wenn für die Entnahme der Bäume auch eine Nachpflanzung/ Wiederaufforstung stattfindet. 
 
 

3.2.6 Gebiete für Erholung 
 
S. 77, G (9) 
 
Der Grundsatz sollte zum Ziel erhoben werden. Ruhezonen sind in den mit erhöhtem Freizeitdruck 
konfrontierten Freiräumen und für die darin lebende Flora und Fauna immens wichtig. 
 
 

3.3 Gebiete zur Sicherung von Wasservorkommen 

 
S. 81, G (6) 
 
Der angeführte Grundsatz, dass in mit Nitraten im Grundwasser belasteten Gebieten verstärkte Be-
mühungen für eine umweltschonende Landwirtschaft zu unternehmen sind, sollte – verbunden mit ei-
nem Zeithorizont für die Rückführung der Werte - zum Ziel erklärt werden. Für viele Städte und Ge-
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meinden in der Region, die zu einem nicht unerheblichen Teil ihr Trinkwasser aus Brunnen auf ihrem 
Gemeindegebiet beziehen, ist dieser Aspekt zur Qualität des Grundwassers sehr wichtig. 
 
Die Qualität des Trinkwassers wird jedoch nicht nur durch überhöhte Nitratwerte gefährdet, sondern 
auch durch andere Einträge aus der Landwirtschaft (Pestizidrückstände usw.). Auch für solche Stoffe 
sollte angelehnt an unsere Vorschläge zur Modifikation des G (6) entsprechende Ziele formuliert wer-
den. 
 
 

3.4 Gebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz 
 
S. 84, G (8) 
 
Satz 1 muss ein Ziel sein. Satz 2 könnte Grundsatz bleiben. 
 
 

3.5.1 Gebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe 
 
S. 92, Z (1) und S. 95, zu PS 3.5.2 Z (1) 
 
Die geplante Erweiterung auf dem Plettenberg (R 03) weist ein hohes Konfliktpotential im Hinblick auf 
Wasserschutz, Vorhandensein von umfangreichen Offenland- und Waldbiotopen, Wacholderheiden, 
Landschaftsbild und Erholungsvorsorge auf. Der Hinweis, dass diesem Konfliktpotential durch Monito-
ring und Auflagen im Zuge des Genehmigungsverfahrens Rechnung getragen wird, erscheint nicht 
ausreichend. Weitere Eingriffe sind zu unterlassen und das VRG Sicherung zurückzunehmen. 
 
S. 91, G (3) 
 
Dieser Grundsatz sollte zum Ziel erhoben werden. 
 
S. 91, G (4) + (5) 
 
Bei der Ausweisung von Vorrangflächen für Abbau oberflächennahe Rohstoffe und bei der Rekultivie-
rung von Abbaugebieten ist der Artenschutz zu berücksichtigen. Die Naturschutzverbände sind am 
Rekultivierungskonzept zu beteiligen. Den Transport von Erdaushub aus dem Albvorland in Deponien 
auf der Alb lehnen wir auch aus umwelt- und klimatischen Gründen ab. Fruchtbarer Oberboden ist ent-
sprechend Bodenschutzgesetz der Wiederverwendung zuzuführen. 
 
 

4  Regionale Infrastruktur 
 
 

4.1 Verkehr 
 
Ein nicht geringer Teil der klima- und gesundheitsschädigenden Emissionen stammt aus dem Verkehr, 
hauptsächlich dem Motorisierten Individualverkehr. Dies und die zunehmenden Belastungen für 
Mensch, Natur und Umwelt durch den Autoverkehr erfordern eine Trendwende hin zu umweltverträgli-
cheren Verkehrsträgern. Im Entwurf des Regionalplans jedoch werden der Ausbau der Straßeninfra-
struktur und der Ausbau der Schieneninfrastruktur gleichermaßen gefordert, als ob es den Klimawan-
del und die finanziellen Engpässe beim Verkehrswegebau nicht gäbe. Eine echte Trendwende in der 
Regionalplanung sieht anders aus! 
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4.1.1 Straßen 
 
S.102, Z (2) 
 
Im Zusammenhang mit diesem Ziel weisen wir darauf hin, dass auch der Ausbau von Straßen auf sei-
ne wirkliche Notwendigkeit hin überprüft werden muss. Außerdem ist die Forderung von 
Querungshilfen (orientiert an den Ergebnissen der Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt aus 
2003 bzw. den BUND und NABU-Wildwegeplänen aus 2008 und auf Basis der „Richtlinie zur Anlage 
von Querungshilfen...“ des Bundesministeriums für Verkehr, s. Drucksache 13/2122 des Landtages) 
als Grundsatz bei Straßenneu- und -ausbau aufzunehmen. 
 
S.102, Z (3) 
 
Dieser Plansatz, der einem fortdauernden Landschaftsverbrauch Vorschub leisten kann, muss ersatz-
los gestrichen werden. 
 
S. 102, Z (5) 
 
Auch wenn einige der genannten Straßenbauprojekte im Bundesverkehrswegeplan (BVWP) im Vor-
dringlichen Bedarf aufgeführt sind, haben die Naturschutzverbände trotzdem erhebliche Bedenken und 
lehnen sie ab. Entweder weil sie zu starke Eingriffe bedeuten und/oder stark verkehrsanziehend wir-
ken. Diese sind: 
 
B 312: OU Reutlingen Scheibengipfeltunnel 
B 313: OU Grafenberg 
B 463: OU Albstadt-Lautlingen (evtl. Tunnelvariante prüfen) 
 
S. 102/103, Z (6) 
 

Die Region Neckar-Alb sollte aus Gründen des Landschafts- und Naturschutzes nicht auf die Verwirk-
lichung folgender Straßenbaumaßnahmen des Weiteren Bedarfs im BVWP drängen: 
 
B 32: OU Jungingen (evtl. Tunnelvariante prüfen) 
B 312: Metzingen-West 
B 312: Albaufstieg im Echaztal, OU Pfronstetten, OU Tigerfeld, OU Huldstetten, OU Zwiefalten 

(Im Echaztal halten wir den Ausbau der Stadtbahn gegenüber einem Ausbau des Stra-
ßenverkehrs vordringlich. Eine Entlastung des derzeitigen Albaufstiegs vom LKW-
Verkehr, vor allem auch hinsichtlich der Gefährdung der wertvollen Quellgebiete bei 
Honau, halten wir für erforderlich. Eine Möglichkeit hierzu sehen wir in einem Ausbau 
der Stuhlsteige (mit Tunnelabschnitt und Anschluss an den Tunnel Pfullingen) und for-
dern, dies als Möglichkeit in den Regionalplan aufzunehmen.) 

B 312/313: OU Engstingen 
B 313: Umfahrung Trochtelfingen 
B 464: Reutlingen Dietwegtrasse 
 (Die Unwirksamkeit der Dietwegtrasse hinsichtlich einer Entlastung der Reutlinger In-

nenstadt ist zwischenzeitlich gutachterlich belegt.) 
B 465: Bad Urach – OU Seeburg – OU Münsingen 
 
S. 103, Z (7) 
 
Die Region Neckar-Alb sollte aus Gründen des Landschafts- und Naturschutzes nicht auf die Verwirk-
lichung folgender Straßenbaumaßnahmen des Vordringlichen Bedarfs im Generalverkehrsplan Baden-
Württemberg drängen: 
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L 230: OU Böttingen und OU Magolsheim 
Die Ortsumfahrungen verlaufen zu nahe am ehem. Truppenübungsplatz vorbei. Südli-
che Linienführungen sind zu bevorzugen. 

L 360: OU Bisingen – Bisingen-Thanheim – Albstadt-Onstmettingen 
L 384: OU Reutlingen-Ohmenhausen 
L 390: Rosenfeld-Heiligenzimmern – Haigerloch-Gruol 
L 410: OU Rangendingen 
L 415: OU Geislingen 
L 449: OU Winterlingen – OU Bitz 
 
 

4.2 Energie einschließlich regional bedeutsamer Windkraftanlagen 
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien ist erforderlich, um der voranschreitenden Klimaerwärmung und 
den damit verbundenen nachteiligen Umweltauswirkungen entgegenzuwirken. Jede Reduzierung der 
Geschwindigkeit dieser zu erwartenden Veränderungsprozesse wird die Möglichkeiten der davon be-
troffenen Tier- und Pflanzenarten verbessern, sich entsprechend anzupassen oder ihre Lebensräume 
bei Bedarf zu verlagern. Die Belastung mit Luftschadstoffen wird sich reduzieren und die großen und 
langzeitigen Gefahren radioaktiver Strahlung durch Kernkraftwerke und deren Ausgangs- und Endpro-
dukte wird verringert. Eine Beteiligung der Naturschutzverbände an der regionalen und kommunalen 
Planung ermöglicht es, die naturverträglichsten Lösungen zu finden und eine breite Akzeptanz in der 
Bevölkerung zu erlangen.  
 
Generell fehlt in diesem Kapitel das Thema Suffizienz. Bei noch so großer Effizienz im Energiever-
brauch wird es kaum gelingen, die Inanspruchnahme von Ressourcen derart zu verringern, dass unse-
re Gesellschaft nicht auf Kosten zukünftiger Generationen lebt und wirtschaftet. Dies liegt an den fast 
ins Unermessliche gestiegenen Ansprüchen. Hier ist die Zurücknahme von Ansprüchen in Form einer 
neuen Bescheidenheit angesagt: „Weg vom Kurzurlaub auf den Kanaren hin zum Urlaub im Ländle.“ 
Auch in anderen Bereichen sollte jeder Einzelne prüfen, ob verschiedene Anschaffungen überhaupt 
oder in dieser Größe notwendig sind (normaler Pkw oder SUV). 
 
S. 115, G (1) 
 
Dieser Grundsatz sollte, versehen mit einem zeitlichen Zielhorizont (evtl. in Etappen), zum Ziel erho-
ben werden. Wir schlagen Etappen á 5 Jahre vor. In 15 Jahren sollten 30 % CO2 neutrale Energienut-
zung erreicht sein. Beim Leitbild einer CO2-neutralen Energienutzung fordern wir die Einbeziehung des 
Kriteriums Naturverträglichkeit. 
 
S. 115, G (3) 
 
Der letzte Satz in diesem Plansatz sollte, versehen mit einem zeitlichen Zielhorizont (evtl. in Etappen), 
zum Ziel erhoben werden. Wir schlagen Etappen á 5 Jahre vor. In 15 Jahren sollte eine Reduzierung 
des Energieverbrauches um 25 % erreicht sein. Bei konsequenter Anwendung aller Möglichkeiten zum 
Energiesparen ist dies machbar. 
 
S. 115, G (5) 
 
Dieser Plansatz sollte als Ziel festgelegt werden. Dies würde mit den Festlegungen zur regionalen 
Siedlungsstruktur und zur regionalen Freiraumsicherung übereinstimmen. In der Begründung wären an 
den entsprechenden Stellen Verweise auf die Unterkapitel hilfreich. 
 
S. 115, Z (8) 
 
In diesem Plansatz werden verschiedene Standorten, teilweise mit Alternativen für die Lage der Ober- 
bzw. Unterbecken, aufgezählt (siehe auch Raumnutzungskarte). Die Naturschutzverbände stellen sich, 
wie folgt, dazu: 
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Allgemein 
 
Der Neu- und Ausbau von Pumpspeicherkraftwerken bedeutet in jedem Falle einen sehr erheblichen 
Eingriff in Natur und Landschaft, der vor Ort nicht ausgleichbar ist. Auf der anderen Seite verkennen 
die Naturschutzverbände die Notwendigkeit die Energiewende auch mit ausreichenden Speichermög-
lichkeiten zu flankieren nicht. Mit der Energieerzeugung und dem Bereitstellen im Netz wird letztendlich 
viel Geld verdient. Denkbar wäre es - wenn nun solche Eingriffe nicht vermeidbar sind - dass von den 
Gewinnen, die mit dem Strom gemacht werden, ein Teil für Naturschutzprojekte in die betroffenen 
Raumschaften zurückfließt. Dies würde die Akzeptanz erhöhen. 
 
Die Auswahl der Standorte, die nun im Regionalplanentwurf vorgeschlagen werden, erfolgte wohl nicht 
nur unter fachlichen und sachlichen Gesichtspunkten. Vielmehr scheint es so zu sein, dass sich die 
Kommunen zur Vorauswahl äußern konnten und dabei die jetzt genannten Anlagen übrig geblieben 
sind. Dieses Verfahren führt allerdings nicht zur Auswahl der am besten geeigneten Standorte, son-
dern zu einer Auswahl nach kommunalpolitischem Gusto. Im Verfahren zum ersten Regionalplanent-
wurf gab es ein ähnliches Verfahren bei der damaligen Auswahl der Vorranggebiete für Windkraftanla-
gen. Dieses Vorgehen wurde vom Wirtschaftsministerium seinerzeit kritisiert und führte mit zur Ableh-
nung der Planung. 
 
Eklatant und womöglich ein nicht heilbarer Mangel für dieses Anhörungsverfahren ist das Fehlen eines 
Umweltberichtes für die vorgeschlagenen Standorte für Pumpspeicherkraftwerke. Ohne die Informati-
onen aus dem Umweltbericht und der damit zusammenhängenden Darstellung der Abwägung ist es 
eigentlich unmöglich eine fundierte Stellungnahme abzugeben. Deswegen enthalten wir uns z. B. einer 
detaillierten Auseinandersetzung zu den Standorten im Landkreis Tübingen und im Zollernalbkreis 
(Weiherbach, Heiligenbach, Reichenbach) - zuviel ist im Ungewissen und unbekannt. 
 
Es ist zu bemängeln, dass die Standortwahl ohne Raumordnungsverfahren und Umweltbericht (unter 
Einschluss z. B. der Standsicherheit in der Erdbebenzone) sowie ohne nachvollziehbare Alternativenp-
rüfung offenbar lediglich aufgrund der Position der Gemeinden, auf deren Gemarkung die Becken lie-
gen, erfolgen soll. Auch weisen wir darauf hin, dass die Speichertechnik im Hinblick auf den zeitlichen 
Ausbauhorizont zum Zeitpunkt ihres Baus überholt sein könnte, da diese evtl. nicht mehr den Stand 
der Technik darstellt. Auf dem Gebiet der Speichertechnik tut sich derzeit viel. 
 
Für die geplanten Standorte im Landkreis Reutlingen geben die Naturschutzverbände folgende Hin-
weise: 
 

 Glems II 
 
Aus Sicht der Naturschutzverbände wäre natürlich das Oberbecken im Steinbruch Renkenberg zu be-
vorzugen, jedoch hat es zu wenig Speichervolumen. Als zweite Alternative käme der Bereich Rossberg 
in Betracht, wobei hier auf eine landschaftlich gute Einbindung zu achten wäre. 
Für das Unterbecken kommt aus Sicht der Naturschutzverbände nur der Bereich unterhalb des beste-
henden Unterbeckens im Tiefenbachtal in Frage. Dabei ist aber zu beachten, dass im Tiefenbach noch 
eine genügende Mindestwassermenge verbleibt. Das Buchenbachtal scheidet aufgrund der bisherigen 
ungestörten Lage aus. 
 

 Gielsberg 
 
Der Bereich des geplanten Oberbeckens zeichnet sich durch strukturreiches Offenland (Gehölzinseln) 
mit Wiesen und Halbtrockenrasen aus. Er ist landschaftlich attraktiv und potenziell artenreich. Wir for-
dern deswegen, dass im Regionalplan auch die Möglichkeit einer Nutzung des Steinbruchs bei 
Genkingen einbezogen wird. Aufgrund eines bereits weit fortgeschrittenen Abbaus und geeigneter La-
ge erscheint hier eine umweltfreundliche (und voraussichtlich auch sehr wirtschaftliche) Lösung mög-
lich. 
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Von den drei alternativ dargestellten Unterbecken ist das Unterbecken Erddeponie aus Sicht der Na-
turschutzverbände zu favorisieren. 
Sowohl die Standorte Breitenbach und Breitenbach unterhalb Erddeponie würden einen massiven Ver-
lust an vorwiegend Buchenwaldflächen mit sich bringen. Gerade für Buchenhangwälder hat aber Ba-
den–Württemberg und die Region Neckar–Alb eine besondere Verantwortung in Europa. Nicht ohne 
Grund sind deshalb auch große Teile dieses Waldtyps als FFH Gebiet ausgewiesen. Die zusätzliche 
Aufwertung der betroffenen Gebiete durch Fließ- und Stillgewässer und geomorphologische  Sonder-
formen (Kalktuffbildungen) sollten nicht unerwähnt bleiben. Für den Standort Breitenbach liegt eine 
aktuelle Untersuchung zur Schneckenfauna vor, die die große Artenvielfalt in diesem naturnah bewirt-
schafteten Wald unterstreicht. Durch den großen Totholzanteil am Standort Breitenbach wären hier vor 
allem auch besonders geschützte Arten wie z. B. der Schwarzspecht oder auch diverse Fledermausar-
ten von massivem Lebensraumverlust betroffen. Der Flächenverbrauch in beiden Waldgebieten wäre 
deutlich höher wie der Flächenverbrauch auf der ökologisch und auch waldwirtschaftlich wenig bedeu-
tenden Erddeponie. Die Eingriffe in den Wald, der hohe Flächenverbrauch und Schutzgebiete (Natur-
denkmal und FFH) lassen diesen Standort ausscheiden. Auch der Standort Breitenbach unterhalb der 
Erddeponie greift in einen arten- und strukturreichen Wald ein, dessen Wert noch gar nicht so bekannt 
ist. Der Eingriff ist deswegen auch abzulehnen. 
 
Bei einem Bau der Pumpspeicherbecken an diesen Standorten sind darüber hinaus Auswirkungen auf 
den gesamten Unterlauf des Breitenbaches zu erwarten, insbesondere durch die Unterbrechung einer 
durchgehenden Gewässerökologie, durch einen Verlust der natürlichen Wasserqualität und durch den 
Verlust der natürlichen Gewässerdynamik. 
 
Allerdings ist beim Standort Gielsberg unseres Erachtens eine voraussichtlich bei weitem umweltver-
träglichere Variante für das Unterbecken möglich, die wir in Anlage 1 dargestellt haben.  
 
Abwägung der Standorte im Landkreis Reutlingen 
 
Im Landkreis Reutlingen ist dem Standort Glems II eindeutig der Vorzug vor dem Standort Gielsberg 
zu geben. Die Vorbelastung ist im Bereich Glems schon da und es wird nicht in einem anderen, unbe-
lasteten Bereich neu angefangen. 
 
 
Für die geplanten Standorte im Zollernalbkreis geben die Naturschutzverbände folgende Hinweise: 
- Die beiden Talspeicherstandorte auf Gemarkung Hechingen führen zu einer Beeinträchtigung ei-

nes Landschaftsschutzgebiets, eines Vogelschutzgebiets und Teilen eines FFH-Gebiets, sowie zur 
Zerstörung von zahlreichen § 32-Biotopen. 

- Zur Reduzierung der Eingriffe müssten die Talbecken vom Abhang weiter in die Täler hinaus ver-
lagert werden. 

 
 

4.2.2 Erdgasversorgung 
 
S. 119, G 
 
Im Prinzip wird die Abhängigkeit vom Erdöl nur durch die Abhängigkeit von Erdgas ersetzt. Erdgasför-
derung und -transport sowie Verluste durch undichte Leitungen sind wegen der Freisetzung von Me-
than, welches ein Vielfaches der Treibhauswirkung von CO2 besitzt, alles andere als umweltfreundlich. 
 
 

4.2.4.1 Windenergie 
 
Allgemein 
 
Die oben genannten Verbände begrüßen grundsätzlich die Ausweisung von Vorranggebieten für 
Windkraftanlagen, weil hiermit ein Beitrag zum Umstieg auf regenerative Energieträger und damit zur 
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Reduzierung von klimaschädlichen Emissionen oder radioaktiven Müll geleistet werden kann. Auch 
nach erfolgter Ausweisung von Vorrangflächen im Regionalplan ist trotzdem eine Einzelfallprüfung von 
Vorhaben notwendig, um im konkreten Fall standortbezogene und an den jeweils neuesten Erkennt-
nissen orientierte Entscheidungen treffen zu können. 
 
Die Darstellungen der Vorrangflächen müssen nach einiger Zeit bzw. nach Vorliegen neuer Erkennt-
nisse über die Auswirkungen von Windkraftanlagen auf Natur und Umwelt nochmals auf ihre Eignung 
überprüft werden. Die Natur- und Umweltschutzverbände bieten – als Kenner der Situation vor Ort – 
an, weiterhin beratend mitzuwirken. 
 
Zurzeit gibt es in vielen Bereichen der Region noch Höhenbeschränkungen für Windkraftanlagen, da 
im Osten der Region militärische Nachttiefflugbereiche existieren. Nach neuesten Informationen der 
Bundeswehr können Nachttiefflugkorridore ab sofort bei Bedarf um bis zu 91,44 m (300 ft) angehoben 
werden und stellen in der Regel kein Hindernis für den Bau von Windkraftanlagen dar. Dies könnte die 
Windkraftsituation im Bereich des Regionalverbandes Neckar-Alb etwas entspannen und ggf. neue 
Perspektiven eröffnen. 
 
Die hohe Konzentration der Vorrangflächen für Windkraftanlagen im Biosphärengebiet mit seinem ho-
hen Anteil an wertvollen Flächen für Naturschutz und Erholungsnutzung bedingt Konflikte und ist darü-
ber hinaus besonders mit den Erfordernissen des Artenschutzes vor allem für den von den Anlagen 
betroffenen Rotmilan abzustimmen. Der Rotmilan ist eine das Biosphärengebiet herausragend kenn-
zeichnende Vogelart, die hier einen ihrer europaweit wichtigsten Lebensräume hat, und daher entspre-
chend ihrem Schutzstatus als besonders geschützte Art zu berücksichtigen ist. Wenn dieser Greifvo-
gel, der zu den spektakulärsten Thermikseglern gehört und zudem oft aus nächster Nähe beobachtet 
werden kann, durch den Ausbau der Windkraft verdrängt wird oder an diesen zu Tode kommen würde, 
wäre dies auch für den Erlebnis- und Erholungswert der Region ein großer Verlust. 
 
Die Pflegezonen des Biosphärengebietes haben laut Biosphärengebietsverordnung einen Status wie 
Naturschutzgebiete und sind auf jeden Fall aus Vorranggebieten für Windkraftanlagen auszugrenzen. 
 
Der Vogelzug und die Lebensräume von Fledermäusen werden durch Windkraftanlagen beeinträchtigt, 
wie die im Gutachten von Trautner und im Umweltbericht des Regionalplans aufgeführten Quellen be-
legen. Anhand bereits durchgeführter Studien und Beobachtungen ist nachgewiesen, dass es zur Tö-
tung und Verletzungen von Vögeln und Fledermäusen an Windkraftanlagen kommt. Unter diesen Ge-
sichtspunkten wird die Dichte der vorgesehen Vorrangflächen im Biosphärengebiet als zu hoch erach-
tet, um den Anforderungen an den Natur- und Artenschutz gerecht zu werden. Aber auch außerhalb 
des Biosphärengebietes liegende Vorrangflächen können ohne eine Berücksichtigung des Artenschut-
zes nicht den Naturschutzzielen gerecht werden. Hierzu sind weitergehende Untersuchungen durchzu-
führen, vor allem auch hinsichtlich der Lebensräume der vorkommenden Arten und hinsichtlich mögli-
cher Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen. 
 
Zu den Vorrangflächen geben wir auf Grundlage der derzeitigen Kenntnisse im Einzelnen die folgende 
Stellungnahme ab. Weil die Kartierungsergebnisse der Greifvogelhorste noch nicht vollständig vorlie-
gen, können in der Stellungnahme die Brutreviere des Rotmilans leider nur sehr unvollständig berück-
sichtigt werden. Diese Brutreviere stellen ein maßgebliches Kriterium dar. 
 
Für eine fachgerechte Beurteilung der Vorrangflächen und ihre Festsetzung im Regionalplan halten wir 
daher eine Einbeziehung dieser Daten sowie der Zugvogelauswertung für erforderlich. Anhand dieser 
Daten wird dann auch eine Aktualisierung unserer Stellungnahme erforderlich sein. 
 
Vorläufige Stellungnahme zu den einzelnen Vorranggebieten 
 
1. Vorranggebiete, die gänzlich abgelehnt werden 
 
Folgende Vorrangflächen werden nach derzeitiger Datenlage als in ihrer Gesamtwirkung auf den Na-
turhaushalt und die Landschaft sowie hinsichtlich des Artenschutzes besonders kritisch gesehen. Wir 
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fordern daher, diese aus dem Regionalplan zu entnehmen, sofern nicht weitere Untersuchungen eine 
Entlastung nachvollziehbar darstellen. Aufgrund unvollständiger Datenlage konnte die Bedeutung des 
Vogelzugs noch nicht einbezogen werden und der Greifvogelschutz nur teilweise artspezifisch berück-
sichtigt werden. 
 

Landkreis Reutlingen 
 

 VG 5 Hayingen, Kapellenwald 
 
Es befinden sich Greifvogelhorste im und in der Nähe des Gebietes, wobei bei mindestens einem der 
Rotmilan nachgewiesen ist. Außerdem befinden sich Teile des Gebietes im Puffer eines Vogelschutz-
gebietes. 
 

 VG 6 Hohenstein, Buchhausen 
 
Es befindet sich ein Greifvogelhorst im Gebiet (Rotmilan). Uhu / Wanderfalke nisten angrenzend. Auf-
grund wertvoller Biotope ist der Bereich sehr störempfindlich. Auch ist hier die Prüfung der Verträglich-
keit mit dem wertvollen Erholungsraum angebracht. 
 

 VG 10 Münsingen-Bremelau, Mitte 
 
Es befinden sich Rotmilan-Horste in der Nähe des Gebietes, das aufgrund seines Offenland-
Charakters als Jagdgebiet für Rotmilane prädestiniert ist. Außerdem liegt das Gebiet in einem Zugkor-
ridor wertgebender Arten, was zu einem hohen Konfliktpotenzial führt. Zudem liegen Hinweise für Fle-
dermauszug vor, was zu artenschutzrechtlichen Konflikten führen kann. 
 

 VG 12 Münsingen-Bremelau, West 
 
Es befindet sich ein Greifvogelhorst im Gebiet (Rotmilan) - sowie mehrere Greifvogelhorste im nähe-
ren Umfeld. Die Pflegezone des Biosphärengebietes ist auf 7,7 ha betroffen. Da Pflegezonen laut Bio-
sphärengebietsverordnung einen Status wie Naturschutzgebiete haben, sind diese auf jeden Fall aus-
zugrenzen. Wertvolle Biotope und Verbundflächen des Wildwegeplans sind ebenfalls betroffen. 
 

 VG 15 Pfronstetten-Huldstetten, Eichert-Hagnich 
 
Es befinden sich Rotmilan-Horste in der Nähe des Gebietes, das zur Hälfte aufgrund seines Offenland-
Charakters als Jagdgebiet für Rotmilane prädestiniert ist. Außerdem liegt das Gebiet in einem Zugkor-
ridor wertgebender Arten – insbesondere Greifvögel -, was zu einem hohen Konfliktpotenzial führt. 
 

 VG 16 St. Johann-Gächingen, Alter Hau 
 
Zwei Greifvogelhorste befinden sich im nahen Umfeld (Rotmilan). Die Vorrangfläche befindet sich fast 
vollständig in einer Pflegezone des Biosphärengebietes, sowie vollständig in einem Landschaft-
sschutzgebiet (landschaftlich störempfindlich). 
 
 
2. Vorranggebiete, bei denen eine Flächenreduzierung vorgeschlagen wird 
 

Zollernalbkreis 
 

 VG 4 Grosselfingen, Hochwacht 
 
Negative Auswirkungen auf die im Gebiet liegenden Fließgewässer und ihre Nahbereiche müssen 
vermieden werden (evtl. ausgrenzen). 
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Landkreis Reutlingen 
 

 VG 2 Gomadingen, Hardt 
 
Die Pflegezone des Biosphärengebietes ist auf 16,7 ha betroffen. Da Pflegezonen laut Biosphärenge-
bietsverordnung einen Status wie Naturschutzgebiete haben, sind diese auf jeden Fall auszugrenzen. 
 

 VG 7 Hohenstein-Eglingen, Linsenberg 
 
Bereiche im Wald mit hohem Altholzanteil sind zum Schutze der Fledermäuse aus dem Gebiet auszu-
grenzen. Genauere Daten und Informationen sind von den Forstbehörden einzuholen. 
 

 VG 8 Münsingen, Ziegelberg 
 
Bereiche im Wald mit hohem Altholzanteil (ca. 7 ha) sind zum Schutze der Fledermäuse aus dem Ge-
biet auszugrenzen. Genauere Daten und Informationen sind von den Forstbehörden einzuholen. 
 

 VG 9 Münsingen-Auingen, Kohl 
 
Bereiche im Wald mit hohem Altholzanteil (ca. 3 ha) sind zum Schutze der Fledermäuse aus dem Ge-
biet auszugrenzen. Genauere Daten und Informationen sind von den Forstbehörden einzuholen. 
 

 VG 13 Münsingen-Dottingen, Guckenberg 
 
Die Pflegezone des Biosphärengebietes ist auf 4,8 ha betroffen. Da Pflegezonen laut Biosphärenge-
bietsverordnung einen Status wie Naturschutzgebiete haben, sind diese auf jeden Fall auszugrenzen. 
 

 VG 17 St. Johann-Lonsingen, Buch 
 
Bereiche im Wald mit hohem Altholzanteil (ca. 9 ha) sind zum Schutze der Fledermäuse aus dem Ge-
biet auszugrenzen. Genauere Daten und Informationen sind von den Forstbehörden einzuholen. Das 
Gebiet liegt nicht, wie irrtümlicherweise im Umweltbericht ausgeführt, in einer Pflegezone des Biosphä-
rengebiets. 
 

 VG 18 Sonnenbühl, Hochfleck 
 
Es befinden sich große Teile des Gebietes im Puffer eines Vogelschutzgebietes. Diese Flächen sind 
auszugrenzen. Außerdem sind Bereiche im Wald mit hohem Altholzanteil (ca. 18 ha) zum Schutze der 
Fledermäuse aus dem Gebiet auszugrenzen. Genauere Daten und Informationen sind von den Forst-
behörden einzuholen. 
 

 VG 20 Zwiefalten-Süd, Tautschbuch 
 
Es befinden sich Teile des Gebietes im Puffer eines Vogelschutzgebietes. Diese Flächen sind auszu-
grenzen. 
 
 
3. Vorranggebiete, bei denen zeitliche Beschränkungen der Betriebszeiten vorgeschlagen werden 
 

Landkreis Reutlingen 
 

 VG 14 Pfronstetten, Hausberg 
 
Während der Zeit des Vogelzuges im Frühjahr und Herbst sind Anlagen in diesem Gebiet abzuschal-
ten, da es in einem Zugkorridor wertgebender Arten liegt, was zu einem hohen Konfliktpotenzial führt. 
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 VG 19 Zwiefalten-Nord, Brand 
 
Während der Zeit des Vogelzuges im Frühjahr und Herbst sind Anlagen in diesem Gebiet abzuschal-
ten, da es in einem Zugkorridor wertgebender Arten liegt, was zu einem hohen Konfliktpotenzial führt. 
 
 
Monitoring und Risikomanagement für den Rotmilan (und andere betroffene Vogelarten) 
 
Da mit einem räumlich konzentrierten Ausbau der Windenergienutzung in einem der europaweit wich-
tigsten Lebensräume des Rotmilans die Gefahr einer deutlich erhöhten Mortalität, einer Störung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes besteht, hal-
ten wir neben der Berücksichtigung bei der Auswahl der Standorte für Windkraftanlagen auch ein früh-
zeitig einsetzendes Monitoring und die Festlegung von CEF-Maßnahmen (Maßnahmen zur Sicherung 
der ökologisch funktionalen Kontinuität) für erforderlich um den Anforderungen des Naturschutzgeset-
zes, § 44 Abs. 1 gerecht zu werden. 
 
Aufgrund dessen, dass dies unmittelbar durch die Ausweisung der Vorrangflächen bedingt wird, halten 
wir ein regional wirksames Konzept zum Schutz dieser Vogelart und entsprechend geeignete Maß-
nahmen für erforderlich und möchten an dessen Ausarbeitung beteiligt werden. 
 
 

4.2.4.2 Wasserkraftnutzung an Fließgewässern 
 
Die Potenziale der Wasserkraft in der Region Neckar-Alb sind für eine nachhaltige Energiegewinnung 
unter der Prämisse eines ökologischen Fließgewässerschutzes zu nutzen und zu erschließen. Dabei 
muss der Erhaltung und Wiederherstellung von Fließgewässern und Gewässerabschnitten, die den 
guten ökologischen Zustand schon besitzen oder erreichen sollen, Vorrang vor dem Bau von weiteren 
Wasserkraftwerken eingeräumt werden. Dies erfordert eine klare Rangfolge bei der Erschließung des 
Wasserkraftpotenzials: 
1. Modernisierung vorhandener Kraftwerke 
2. Wiederinbetriebnahme stillgelegter Wasserkraftwerke 
3. Nutzung vorhandener künstlicher Stauanlagen 
4. Neubau 
Gewässer oder Gewässerabschnitte, die einen guten oder sehr guten ökologischen Zustand im Sinne 
der WRRL besitzen oder die mit realistischem Aufwand in einen guten Zustand zurückversetzt werden 
können, scheiden als Standorte zur Errichtung von Wasserkraftanlagen generell aus. Gleiches gilt 
grundsätzlich für Fließgewässer innerhalb von Naturschutzgebieten oder NATURA 2000-Gebieten, die 
den Schutz von Fließgewässerlebensräumen (z. B. Fließgewässer mit flutender Wasservegetation) 
und Arten (z. B. Eisvogel, Strömer, Groppe und Steinkrebs) zum Ziel haben. Ausnahmen bilden bereits 
bestehende Querbauwerke, wenn damit gleichzeitig ökologische Verbesserungen erreicht werden 
können. 
 
Der Neubau von Wasserkraftanlagen darf nur an bestehenden Querbauwerken erfolgen, insbesondere 
wenn damit gleichzeitig ökologische Verbesserungen (z.B. Wiederherstellung der Durchwanderbarkeit) 
erzielt werden und wenn ein aus Naturschutzsicht sinnvoller Rückbau des Wanderungshindernisses 
aus anderen Gründen nicht möglich ist. Die Mindestwasserführung ist unter Beteiligung der Fischerei 
und der Naturschutzverbände festzulegen. 
 
S. 128, G (1) 
 
Dieser Plansatz muss durch den Satz: „Es muss bei diesem Vorgehen die ökologische Verträglichkeit 
im Sinne einer Gesamtbilanz von Beeinträchtigungen und Nutzen geprüft werden; die EU-FFH oder die 
EU-Wasserrahmenrichtlinien sind einzuhalten.“ ergänzt werden. 
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S. 128, G (2) 
 
Grundsatz 2 ist als Ziel zu formulieren. Die Überprüfung der Standorte auf Risiken insbesondere für 
Fische und die ökologische Durchgängigkeit ist zu prüfen, Wanderungshindernisse sind schnellstens 
zu beseitigen. Dies sollte in die Zielformulierung aufgenommen werden. 
 
S. 128, Begründung zu PS 4.2.4.2 G (1) 
 
In der Begründung sollten die beiden Standorte genannt werden, die in der Studie des Landes Baden-
Württemberg als potenzielle weitere Standorte für Laufwasserkraftwerke am Neckar ermittelt wurden. 
 
S. 128, Begründung zu PS 4.2.4.2 G (2)  
 
Auch wir sind für die Verringerung der Luftschadstoffe, aber nicht auf Kosten von fließendem Wasser. 
Dies ist unser kostbarstes Gut! 
 
 

4.2.4.3 Solarenergie 
 
Kritisch zu sehen sind großflächige Photovoltaikanlagen in der freien, bislang unbebauten Landschaft: 
Die Inanspruchnahme der freien Landschaft für bauliche und technische Anlagen ist in Deutschland 
und speziell in Baden-Württemberg eines der schwerwiegendsten Umweltprobleme überhaupt. Was 
heute noch an Freiräumen ohne Siedlungen und flächenhaften, technischen Einrichtungen vorhanden 
ist, muss erhalten bleiben. Auch wenn die Versiegelung des Bodens durch Solaranlagen nur einen ge-
ringen Anteil einnimmt, ist ein Solarfeld wegen seiner Größe ein erheblicher Eingriff in das Land-
schaftsbild und als technisch geprägte Fläche der besiedelten Landschaft zuzurechnen.  
 
Andererseits stehen auf weit absehbare Zeit ausreichend Dächer, Fassaden von Gebäuden sowie wei-
tere versiegelte Flächen wie Parkplätze, Lagerplätze usw. zur Verfügung, um Photovoltaikanlagen wei-
ter auszubauen. Genehmigungen von solchen Anlagen im unbebauten Außenbereich sind nur dann 
zuzulassen, wenn es sich um denaturierte oder vorbelastete Flächen handelt. Dies gilt auch für deren 
Genehmigung über eine Privilegierung. 
 
 

4.2.4.4 Biomasse 
 
Die vermehrte Nutzung nachwachsender Rohstoffe ist Voraussetzung für die Erzeugung von Energie 
aus Biomasse. Bei einer Überproduktion an Nahrungsmitteln ist deren energetische Nutzung grund-
sätzlich auch sinnvoll. Biogas in Verbindung mit Wärmenutzung ist dabei der Nutzungsweg mit der 
höchsten Energieausbeute. Der Bau neuer Biogasanlagen darf nur genehmigt werden, wenn eine 
sinnvolle Wärmenutzung garantiert ist, denn der Anbau von Biomasse für Biogasanlagen kann zu ei-
ner intensiveren landwirtschaftlichen Bewirtschaftung führen – verbunden mit hohen Dünger- und 
Pestizidgaben. Auswüchse der Intensivierung (Maiswüsten) und Fehlförderungen sind deshalb zu ver-
hindern und der Einsatz der Gentechnik beim Biomasseanbau auszuschließen. 
 
Bioenergiegewinnung bietet gute andererseits auch Chancen für den Umwelt- und Naturschutz. Sy-
nergieeffekte werden beispielsweise erreicht, indem Biomasse z. B. aus der Landschaftspflege, der 
Offenlandpflege, der Waldsaumentwicklung, dem Erosions- und Gewässerschutz energetisch genutzt 
wird. Damit der Bioenergie jedoch kein Akzeptanzverlust widerfährt, darf sie Ressourcen und Natur-
räume nicht überbeanspruchen. Anstatt die Biodiversität in der Agrarlandschaft weiter zu vermindern, 
muss die Bioenergie für mehr Artenvielfalt auf den Äckern und Wiesen sorgen. 
 
S. 130, Z (2) 
 
Die starke Zunahme der Holzverfeuerung kann durchaus auch kritisch gesehen werden, da fehlende 
Filteranlagen und die Verbrennung nicht ausreichend getrockneten Holzes zu einer Belastung mit 
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Schadstoffen und Feinstaub führen. Im Wald muss ausreichend Totholz als Grundlage eines artenrei-
chen Lebensraumes verbleiben. Die Verwendung von Holz als Energielieferant ist erst dann weitest-
gehend CO2-neutral, wenn für die Entnahme der Bäume auch eine Nachpflanzung/ Wiederaufforstung 
stattfindet. 
 
S. 130, Z (3) 
 
Bei diesen im Grundsatz zu begrüßenden Zielen muss bedacht werden, dass bei der Umstellung auf 
Biokraftstoffe, die aus Energiepflanzen gewonnen werden, die Gefahr besteht, dass es zu großen Mo-
nokulturen von Raps und Mais führt und die Nahrungsmittelproduktion verdrängt wird, wenn es rentab-
ler erscheint Energie anstatt Nahrungsmittel zu produzieren. Es droht dann auch eine drastische Ab-
nahme der Biodiversität. 
 
S. 131, Begründung zu PS 4.2.4.4 Z (4) 
 
Der Einsatz von Mais zur Herstellung von Biogas ist aus naturschutzfachlicher und landschaftlicher 
Sicht sehr bedenklich und abzulehnen. Schon heute werden zunehmend Flächen, neben ehemaligen 
Stilllegungsflächen auch Flächen geringeren Ertrags, für den Maisanbau genutzt, was zu Lasten des 
ökologischen Strukturreichtums geht. Die Kultur von Mais erfordert hohe Düngergaben, die aufgrund 
nur teilweiser Aufnahme in den Nährstoffkreislauf zu verstärkter Freisetzung des treibhauswirksamen 
Lachgases (N2O) führen und damit in diesem Zusammenhang kontraproduktiv sind - sofern die Anla-
gen und der damit verbundene Maisanbau nicht für den eigenen Bedarf ausschließlich mit selbst pro-
duziertem Dünger betrieben werden. Die Produktion von Kunstdünger ist sehr energieaufwendig und 
deshalb in diesem Zusammenhang kontraproduktiv. 
 
 

4.3 Abfallwirtschaft 
 
S. 133, G (1-3) 
 
Diese drei Grundsätze sind zu Zielen zu erheben. 
 
S. 133, G (2) 
 
Alte Anlagen sind mit Gleisanschlüssen nachzurüsten. 
 
S. 133, G (3) 
 
Der letzte Satz der Begründung zu diesem Plansatz sollte in den Plansatz aufgenommen werden. 
 
 

Zusammenfassende Erklärung 
 
S. 140: Vorhabenbezogene Auswirkungen in Folge der Trassen für Schienenverkehr, Neubau 
 
Bei der Regionalstadtbahn sind bei den Innenstadtstrecken höhere Lärmbelastungen möglich. Lärm-
schutzmaßnahmen sind in diesem Fall unbedingt nötig. 
 
 

Raumnutzungskarte 
 
Die Regionalen Grünzüge werden nicht konsequent behandelt. Uneinheitliches und evtl. zu großzügi-
ges Vorgehen bei Herausnahme, z.B. bei Schuppengebieten. Im Landkreis Tübingen ergeben sich 
folgende Forderungen: 

 Baggersee Kirchentellinsfurt nach erfolgter Aufgabe der Hotelpläne wieder zu Grünzug machen. 

 Ortslage Dettenhausen viel zu großzügig freigestellt. 
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 Bereich Rottenburg Martinsberg zu viel freigestellt. 
 
Regionale Grünzüge harmonisieren nicht mit den Vorgaben benachbarter Regionalpläne. Konkretes 
Beispiel ist der Grünzug- Vorbehaltsgebiet nördlich der geplanten Gewerbefläche in Altingen: 

 Auf der Seite des Verbands Region Stuttgart ist ein Grünzug als Ziel der Raumordnung dargestellt. 
Auf der Seite der Region Neckar-Alb wird dies aufgeweicht, da es nur ein Vorbehaltsgebiet ist. Ab-
sehbar ist ein weiterer Expansionswille für das Gewerbegebiet Altingen, dem dann nichts mehr 
entgegenzusetzen wäre und dies sogar störend auf den Willen des benachbarten Verbands aus-
wirkt. Zudem verläuft am westlichen Schönbuchrand der HW5 (Schwarzwald-Allgäu-Weg) mit dem 
Aussichtspunkt Grafenberg bei Kayh. Von diesem Punkt zeigt sich ein noch intaktes Landschafts-
bild mit einer für diesen Bereich typischen Gliederung. Durch eine bandartige Bebauung Zwischen 
Altingen und Kayh würde das Landschaftsbild nachhaltig zerstört. 

 
 

Umweltbericht 
 
 

1. Allgemein 
 
4.3.1 Vorhabenbezogene Wirkungsprognose und –bewertung / Tabelle 4.3: Schwellenwerte … 
 
Die Praxis, erst bei Überschreitung von zwei Bedingungen (prozentualer Wert und absoluter Wert) von 
einer Erheblichkeit auszugehen, ist gefährlich, da angesichts der großmaßstäblichen Betrachtung im 
Rahmen eines Regionalplans faktisch jeder Eingriff klein gerechnet werden kann. Gerade unter den 
Umständen der Betrachtung auf der Ebene der Region ist es im Hinblick auf die nachfolgenden Pla-
nungsebenen wichtig, schon hier Hinweise auf die Erheblichkeit von Eingriffen zu geben. Oft stellen 
sich diese nämlich auf den kleinmaßstäblichen Planungsebenen als dann doch erheblich heraus. Es 
ist davor zu warnen, dass es durch die Regionalplanung zu Widersprüchen in der Einschätzung von 
Erheblichkeiten kommen kann. 
 
Beredtes Beispiel ist der Umgang mit dem Schutzgut Boden im Regionalplan. Werden doch die Aus-
wirkungen der Planungen auf den Boden durchweg als unerheblich oder gar nicht betroffen eingestuft. 
Ganz außer Betracht kommt dabei der Umstand, dass es durch die Umsetzung der Planungen zur 
Zerstörung von Böden kommt, die ein unvermehrbares Gut darstellen. Wenn nun der Regionalplan 
dieses immer als unerheblich einstuft, sind damit der weiteren Zerstörung diese Schutzgutes Tür und 
Tor geöffnet. 
 
Alternativenprüfung 
 
Widersprechen wollen wir der Behauptung, dass die Alternativenprüfung im Regionalplan nur im be-
grenzten Umfang praktikabel sei. Damit werden große Chancen vergeben, die sich gerade im regiona-
len Kontext anbieten: Nämlich eine Standortfindung bzw. Trassenfindung auf Regionsebene, nicht be-
grenzt auf kommunale Grenzen. Der weitgehende Verzicht auf Alternativenprüfungen führt letztendlich 
dazu, dass suboptimale Standorte gleichberechtigt neben guten (optimalen) Standorten stehen kön-
nen. Jedenfalls fehlt im Umweltbericht eine nachvollziehbare Dokumentation der Standortfindung. 
 
Nichteinbeziehung von Straßen in die Umweltprüfung 
 
Es ist unverständlich, dass zwar die Trassen für SPNV/ÖPNV der Plan-UP unterzogen werden, die 
Trassen für Straßen jedoch nicht. Wir können der Argumentation nicht folgen, dass diese Trassen ja 
lediglich nachrichtliche Übernahmen seien. Für viele dieser Trassen gibt es noch keine konkrete Pla-
nung, z. B. in Form einer Planfeststellung. Die Darstellung im Regionalplan ist oft die erste konkrete 
Verortung des Trassenverlaufs. An den Stellen, an denen der Plan konkret wird und es dies für das 
Vorhaben zum ersten Mal tut, ist eine Umweltprüfung im angemessen Umfang anzustellen. Unserer 
Meinung nach entlässt der Hinweis auf die Zuständigkeit anderer Fachbehörden bzw. auf die nach-
richtliche Übernahme den Regionalverband nicht von der Pflicht der Umweltprüfung. Dies ist vor allem 
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bei Vorhaben wichtig, die - aufgrund einer länger zurückliegenden Planung - nicht der Pflicht einer 
Umweltprüfung nach heutigem Standard unterlagen. 
 
Fehlende Umweltprüfung der Standorte von Pumpspeicherkraftwerken 
 
Im gesamten Umweltbericht werden die Standorte von Pumpspeicherkraftwerken nicht erwähnt, noch 
gibt es für sie eine Umweltprüfung oder eine FFH-Verträglichkeitsprüfung oder eine Verträglichkeits-
überprüfung bzgl. Vogelschutzgebieten oder einer artenschutzrechtlichen Überprüfung. Dies ist ein 
schwerer Mangel, der das gesamte Verfahren in Frage stellen kann. Der Regionalverband Neckar-Alb 
wird dringend gebeten die erforderlichen Unterlagen nachzuliefern und ausreichend Frist zur Prüfung 
dieser Unterlagen einzuräumen. 
 
Monitoring 
 
Zum Kapitel 9 Monitoring zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen 
 
Es fehlt die Berücksichtigung von Flächeninanspruchnahme durch den Straßenbau. Diese sind oft 
nicht unerheblich und sollten in der Gesamtbilanz des Flächenverbrauchs mit aufgenommen werden. 
 
 

2. Konkrete Festlegungen 
 
6.2.1.2 Vorranggebiete zur Sicherung von Rohstoffen 
 

 Allgemein 
 
Noch immer ist es Sitte, aufgelassene Steinbrüche und Gruben entgegen den Rekultivierungsplänen 
mit Material sehr zweifelhafter Herkunft zu verfüllen. Es fehlt oft an der Überwachung der Rekultivie-
rung durch die dafür zuständigen Behörden. Auch muss verhindert werden, dass durch ungeschickten 
Aufbau von Verfüllungen kritische Verhältnisse für das Grundwasser bzw. das versickernde Wasser 
entstehen. 
 

 R08 Tongrube Hechingen-Schlatt 
 
Die Tongrube ist schon über 30 Jahre außer Betrieb. Sie wurde vor vielen Jahren gegen heftigsten 
Protest des privaten Naturschutzes nach Abriss der alten Ziegeleianlagen vom neuen Eigentümer 
Steinbruch Schwörer in Haigerloch-Stetten mit Bauschutt und Abraum verfüllt, laut Genehmigung als 
Zwischendeponie für 10 Jahre. Seither befindet sich alles unverändert. Der Rest des Gebietes ist als § 
32a Biotop ausgewiesen. Leider finden sich im Umweltbericht keinerlei Angaben dazu. 
 
7.5.1 Auswirkungen in Folge von Gebieten für Rohstoffvorkommen 
 

 Allgemein 
 
Formulierungen, wie z. B. „der Verlust potenzieller Brut- und Nahrungshabitate durch die Rodung von 
benachbarten Streuobstwiesen wird dabei als nicht erheblich eingestuft, da diese bei etwa gleich blei-
benden Abbaumengen sukzessive über einen Zeitraum von wenigstens 25 Jahren wegfallen. Zudem 
seien Vorbelastungen durch den aktuellen Abbau und die landwirtschaftliche Nutzung vorhanden. Die 
Avifauna sei auf das schrittweise Vorrücken des Abbaus und die nachfolgende Rekultivierung einge-
stellt.“, finden sich in jedem Vorranggebiet, das Vogelschutzgebiete betrifft, sei es direkt oder im 
Wirkraum, wieder. Dies erscheint nicht nur stereotyp, sondern ist es auch! 
 

 R01 Gipsbruch Ammerbuch-Altingen 
 
Die Auswirkungen auf das angrenzende Vogelschutzgebiet werden nur lapidar weggewischt, indem 
behauptet wird, dass es keine direkte Betroffenheit von Natura 2000-Gebieten gibt. Der Verlust poten-
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zieller Brut- und Nahrungshabitate durch die Rodung von benachbarten Streuobstwiesen wird dabei 
als nicht erheblich eingestuft, da diese bei etwa gleich bleibenden Abbaumengen sukzessive über ei-
nen Zeitraum von wenigstens 25 Jahren wegfallen. Zudem seien Vorbelastungen durch den aktuellen 
Abbau und die landwirtschaftliche Nutzung vorhanden. Die Avifauna sei auf das schrittweise Vorrücken 
des Abbaus und die nachfolgende Rekultivierung eingestellt. Wir denken, dass das definitiv nicht der 
Schutzbedürftigkeit dieses Vogelschutzgebietes genüge tut!  
 

 R03 Steinbruch Dotternhausen (Plettenberg) 
 
Das Vorranggebiet zur Sicherung von Rohstoffen befindet sich fast vollständig im Vogelschutzgebiet. 
Ein Abbau an dieser Stelle steht konträr zu den Zielen des Vogelschutzgebietes. Die Konflikte sind 
nicht zu lösen, ein Ausgleich deshalb nicht möglich. Weitere Eingriffe sind zu unterlassen und das 
VRG Sicherung zurückzunehmen. Auch der Umstand, dass ein geplantes Wasserschutzgebiet betrof-
fen ist, verbietet einen Abbau. 
 
7.5.3 Auswirkungen in Folge von Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und gewerbliche Dienstleis-
tungen 
 

 Bisingen/Nachbargemeinden (Bisingen Nord) 
 
Die Erweiterungsfläche des Standorts Bisingen Nord grenzt direkt an zwei FFH-Gebiete an. Wie im 
Umweltbericht richtig vermerkt, geht durch den Verlust von Ackerfläche potenzieller Lebensraum für 
die Dicke Trespe (bromus grossus) verloren. Die Erweiterungsfläche ist ein Verbindungsglied zwi-
schen den beiden angrenzenden FFH-Gebieten. Mit einer Bebauung entfällt dieses. Da kann auch das 
Sammeln von Samen der Dicken Trespe nicht helfen. 
 
7.5.4 Auswirkungen in Folge von Vorranggebieten für regional bedeutsame Windkraftanlagen 
 
Zur Abgrenzung der und Einschätzung zu den einzelnen Vorranggebieten ist folgendes anzumerken: 

 Immer wieder taucht sehr mutig die Einschätzung auf, dass der Eingriff unerheblich ist, obwohl oft 
sehr viele Daten zu den Standorten (insbesondere Arten) fehlen. Angesichts dessen teilen wir oft 
nicht diese Einschätzung und raten etwas vorsichtiger in der Einschätzung zu sein. 

 In diesem Zusammenhang mahnen wir an, bei der Bewertung der Standorte immer die neuesten 
verfügbaren Daten zu verwenden. 

 In Situationen, in denen der Umweltbericht aufgrund fehlender Daten oder nur oberflächlicher Be-
trachtungsmöglichkeit einen Standort nicht abschließend bewerten kann, muss diese 
Abschichtung zur nächsten Planungsebene klar und deutlich kenntlich gemacht werden. In diesem 
Fall darf nicht der Eindruck entstehen, dass auf diesem Standort ohne weiteres weiter geplant oder 
gar gebaut werden kann. 

 Das Ansetzen eines 1000 m – Radius um Rotmilan-Horste ist zwar ein einfaches Mittel für die Ab-
grenzung, geht aber an der Realität vorbei. Der Rotmilan horstet auf hohen Bäumen im Wald nutzt 
aber das Offenland zum Jagen per Streifflug. Bei der regelmäßigen Anwendung des 1000 m – 
Radius werden sehr oft die Jagdgebiete des Rotmilans nicht berücksichtigt. Die Naturschutzver-
bände plädieren deswegen dafür dem den Horsten naheliegendem Offenland mehr Beachtung zu 
schenken, und betroffenes Offenland im Radius von 2 km um den Horst als Tabu-Bereich anzuse-
hen. 

 Zu den Vorkommen von Fledermäusen ist sehr wenig bekannt. Sie finden deswegen bei der Be-
trachtung der Standorte keine Berücksichtigung. Dies bedeutet für die Vorkommen eine große Ge-
fahr. Deswegen sind zumindest Waldgebiete mit älteren Wäldern und mit hohem Altholzanteil aus 
den Vorranggebieten auszunehmen, da sie die bevorzugten Jagd- und Aufenthaltsgebiet von Fle-
dermäusen sind. 
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Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

Andreas Linsmeier 
für alle beteiligten Gruppierungen 
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Anlage 1 
 

 


